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1.  Fragestellung

Es wird nach der verfassungsrechtlichen Zulassigkeit einer Pflicht zur Impfung von Kindern gegen
COVID-19 hinsichtlich eines Rechts auf Bildung und der Ausiibung der Grundrechte (u. a. Art. 2
Abs. 2 und Art. 6 Abs. 2 Grundgesetz - GG) gefragt.’

2.  Gesetzgebungskompetenz und aktuelle Rechtslage®
2.1. Gesetzgebungskompetenz des Bundes

Eine gesetzliche Regelung fiir eine Impfpflicht setzt zunédchst eine Gesetzgebungskompetenz voraus.
Eine Zustdndigkeit des Bundes ergibt sich aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 GG, wonach der Bund die kon-
kurrierende Gesetzgebungskompetenz fiir MaBnahmen gegen gemeingefahrliche und iibertragbare
Krankheiten ausiiben kann. Hierunter fillt sowohl die Bekdmpfung von Krankheiten als auch die
entsprechende Vorsorge.?

2.2. Aktuelle Regelungen von Impfpflichten

Der Bund hat von seiner Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht und das Gesetz zur Verhiitung
und Bekdmpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG) erlassen. Durch das ,,Gesetz fiir
den Schutz vor Masern und zur Stiarkung der Impfpravention (Masernschutzgesetz)“* hat der Bun-
desgesetzgeber mit Wirkung ab 1. Méarz 2020 im IfSG faktisch eine grundsétzliche Impfpflicht
gegen Masern fiir bestimmte Bevdlkerungsgruppen geregelt, vgl. § 20 Abs. 8 bis Abs. 12 IfSG. Die
Impfpflicht besteht gemél § 20 Abs. 8 S. 1 IfSG fiir Personen, die nach dem 31. Dezember 1970
geboren sind und die in bestimmten, in § 20 Abs. 8 S. 1 IfSG aufgefiihrten Einrichtungen entweder
betreut werden bzw. untergebracht sind oder dort Tatigkeiten ausiiben. Bei diesen Einrichtungen
handelt es sich insbesondere um Kindertagesstitten, Schulen, Heime und Einrichtungen zur ge-
meinschaftlichen Unterbringung von Asylbewerbern und vollziehbar Ausreisepflichtigen. Ferner
besteht die Impfpflicht auch fiir solche Personen, die in Einrichtungen gemall § 23 Abs. 1 IfSG

(beispielsweise Krankenhdusern, Tageskliniken, Rehabilitationseinrichtungen, Arzt- und Zahn-
arztpraxen) tdtig sind. Ein VerstoB gegen die Masernimpfpflicht fiihrt zu den in § 20 Abs. 9 bis

Abs. 12 IfSG geregelten Konsequenzen. Fiir Kinder gilt insbesondere ein Betreuungsverbot in

1 Beziiglich weiterfithrender Informationen wird auf die Ausarbeitungen der Wissenschaftlichen Dienste des
Deutschen Bundestages ,,Verfassungsrechtliche Zuldssigkeit einer Impfpflicht”, WD 3 - 3000 - 019/16 (abrufbar
unter{https://www.bundestag.de/resource/blob/413560/40484c918e669002c4bb60410a317057/WD-3-019-16- |

df-data.pdf], , VerfassungsmiBigkeit einer gesetzlichen Impfpflicht fir Kinder”, WD 3 - 3000 - 056/16 (abrufbar
unter|https://www.bundestag.de/resource/blob/424536/d5ca52c1db5c8e0a837031b5e0f105ef/WD-3-056-16-pdf- |
: data.Ed%i und ,,Fragen zur VerfassungsmabBigkeit von SchulschlieBungen und dadurch bedingtes Homeschooling

zwecks Infektionsschutz®, WD 3 - 3000 - 127/20 (abrufbar unter|https://www.bundestag.de/re- |
source/blob/705368/06e8126a28491f9ee7ee094ee3962c4f/WD-3-127-20-pdf-data.pdf]) verwiesen.

2 Die folgenden Ausfithrungen entstammen der Ausarbeitung der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen
Bundestages ,,Verfassungsrechtliche Zuldssigkeit einer Impfpflicht, WD 3 - 3000 - 019/16 (Fn. 1).

3 Maunz, in: Maunz/Diirig (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Stand: 90 EL Februar 2020, Art. 74 GG Rn. 213;
Degenhart, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 9. Auflage 2021, Art. 74 GG Rn 85.

4 Gesetz fiir den Schutz vor Masern und zur Stdrkung der Impfpravention (Masernschutzgesetz) vom 10. Februar
2020, BGBI. 20201, S. 148 ff.


https://www.bundestag.de/resource/blob/413560/40484c918e669002c4bb60410a317057/WD-3-019-16-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/413560/40484c918e669002c4bb60410a317057/WD-3-019-16-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/424536/d5ca52c1db5c8e0a837031b5e0f105ef/WD-3-056-16-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/424536/d5ca52c1db5c8e0a837031b5e0f105ef/WD-3-056-16-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/705368/06e8126a28491f9ee7ee094ee3962c4f/WD-3-127-20-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/705368/06e8126a28491f9ee7ee094ee3962c4f/WD-3-127-20-pdf-data.pdf
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Kindertagesstédtten bzw. im Hort, wenn der geméal § 20 Abs. 1 IfSG geforderte Nachweis nicht vor-
gelegt wird, § 20 Abs. 9 S. 6 und S. 7 IfSG. Das Betreuungsverbot gilt allerdings nicht fiir Kinder
und Jugendliche, die der gesetzlichen Schulpflicht unterliegen, soweit es um den Schulbesuch
geht, § 20 Abs. 9 S. 9 IfSG. Bei einem fehlenden Nachweis ist das Gesundheitsamt zu benachrich-
tigen, das die betroffenen Personen zu einer Beratung laden kann und zur Impfung aufzufordern hat,
§ 20 Abs. 9 S. 4, Abs. 12 S. 2 IfSG. Die Gesetzesbegriindung betont, dass es sich bei der Masern-
impfpflicht nicht um eine Pflicht handelt, die durch unmittelbaren Zwang durchsetzbar ist.’
Gegen das Masernschutzgesetz wurden mehrere Verfassungsbeschwerden eingereicht, tiber die
das Bundesverfassungsgericht voraussichtlich in diesem Jahr entscheiden wird.® Zwei hiergegen
gerichtete Eilantrdge hat das Bundesverfassungsgericht im Mai 2021 auf Grund der Folgenab-
wigung abgewiesen, aber eine offensichtliche Unbegriindetheit verneint.”

2.3. Anforderungen des § 20 Abs. 6 IfSG

In § 20 Abs. 6 IfSG wird das Bundesministerium fiir Gesundheit (BMG) erméchtigt, durch Rechts-
verordnung anzuordnen, dass bedrohte Teile der Bevilkerung an Schutzimpfungen teilzunehmen
haben, wenn eine iibertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit

ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist. Von dieser Ermédchtigung hat das BMG bislang be-
ziiglich einer Corona-Impfpflicht keinen Gebrauch gemacht. Deshalb sind die Landesregierungen
beziiglich einer Corona-Impfung gemal § 20 Abs. 7 IfSG zum Erlass einer Rechtsverordnung nach
Absatz 6 erméchtigt. Soweit ersichtlich haben die Lander bislang keine entsprechenden Rechts-
verordnungen erlassen, sodass aktuell keine Rechtsgrundlagen bestehen, die zu einer beschrdankten
Impfpflicht im Seuchenfall erméchtigen.

Zwar kann bei der Bestimmung des zu impfenden Bevolkerungsteils auch das Alter einen Bezugs-
punkt bilden. Eine Impfpflicht fiir Kinder kann hierauf nicht gestiitzt werden, da es sich bei Kindern
wohl nicht um einen bedrohten Teil der Bevolkerung handelt. Vielmehr stellt sich der Verlauf von
COVID-19-Infektionen bei Kindern vorwiegend mild bzw. asymptomatisch dar. § 20 Abs. 6 IfSG
stellt damit keine Rechtsgrundlage fiir eine Impfpflicht von Kindern dar.

3.  PriifungsmalBstab

Fiir die Beurteilung der Zuléssigkeit einer Impfpflicht ist die konkrete Ausgestaltung maBgeblich.
Die Beeintrachtigung durch eine solche Pflicht darf nicht unzumutbar sein.? Eine verfassungsge-
méabBe Ausgestaltung einer Impfpflicht muss daher Ausnahmeregelungen enthalten, um die be-
troffenen Grundrechte ausreichend zu berticksichtigen. So miisste z. B. ein Impfpflichtiger, der
nach drztlichem Zeugnis ohne Gefahr fiir sein Leben oder seine Gesundheit nicht geimpft werden
kann, von der Impfpflicht freigestellt werden. Weiterhin miissten Ausnahmeregelungen getroffen

5 BT-Drs. 19/13452, S. 27; ausfiihrlich zu den Regelungen des Masernschutzgesetzes Rixen, Die Impfpflicht nach
dem Masernschutzgesetz, NJW 2020, S. 647 ff.

6 Siehe den Bericht in der Arztezeitung vom 23. Mirz 2021, abrufbar unterfhttps://www.aerztezeitung.de/Wirt- |

schaft/Bundesverfassungsgericht-urteilt-2021-ueber-Masernimpfpflicht-und-Triage-418157.html|(Stand 7. Juni 2021).

7 BVerfG, Beschluss vom 11. Mai 2020 - 1 BvR 469/20 -.

8 BVerfGE 13, 97.


https://www.aerztezeitung.de/Wirtschaft/Bundesverfassungsgericht-urteilt-2021-ueber-Masernimpfpflicht-und-Triage-418157.html
https://www.aerztezeitung.de/Wirtschaft/Bundesverfassungsgericht-urteilt-2021-ueber-Masernimpfpflicht-und-Triage-418157.html
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werden, dass bei bereits bestehendem ausreichendem Immunstatus, beispielsweise durch eine
vorangegangene Erkrankung, fiir die Zeit der Immunisierung keine Impfverpflichtung statuiert
wird.? Unsicherheit besteht jedoch nach aktuellem Stand iiber die Dauer einer Immunisierung.*®
Des Weiteren miisste sichergestellt sein, dass eine ausreichende Menge an Impfstoffen zu Verfii-
gung stiinde."" Eine weitere Ausnahme von einer Impfpflicht kénnte, wie im Fall der Masern nach
§ 20 Abs. 9 S. 9 IfSG, fiir schulpflichtige Kinder gelten, sodass deren Betreuung in der Schule wei-
terhin moglich wére.'* Erforderlich ist auBlerdem, das aktuelle Infektionsgeschehen in die Regelung
miteinzubeziehen. So muss eine gewisse Gefahr bestehen, gemessen anhand von Inzidenz- und
anderer wissenschaftlicher Werte, um die Erforderlichkeit einer Impfpflicht zu rechtfertigen. Da
vorliegend keine bestimmte Regelung sondern eine Impfpflicht fiir Kinder ohne konkrete Ausge-

staltung untersucht wird, kann deren verfassungsrechtliche Zuldssigkeit nicht abschliefend beur-
teilt werden.

4. Betroffene Grundrechte

Der Bund hat bei der Gesetzgebung die Grundrechte zu wahren. Eine Impfpflicht fiir Kinder wiirde
mehrere Grundrechte betreffen.

4.1. Grundrecht auf Leben und korperliche Unversehrtheit, Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG

Dieses Grundrecht wire verletzt, wenn eine Impfpflicht einen Eingriff in den Schutzbereich von
Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG darstellte und dieser Eingriff verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt wére.

4.1.1. Schutzbereich

Der Schutzbereich miisste in personlicher und sachlicher Hinsicht betroffen sein. Nach Art. 2
Abs. 2 S. 1 GG hat jeder das Recht auf Leben und korperliche Unversehrtheit, sodass der Schutzbe-
reich fiir natiirliche Personen eroffnet ist. Ferner schiitzt das Grundrecht die physische Gesundheit
eines Menschen, die auch die korperliche Integritit umfasst. Der Schutzbereich ist somit auch in
sachlicher Hinsicht er6ffnet.

4.1.2. Eingriff

Ein Eingriff in ein Grundrecht ist immer dann gegeben, wenn eine unmittelbare, zielgerichtete

Beeintrdachtigung des Schutzbereiches erfolgt. Sowohl das Einfiihren der Nadel in den Oberarm wie
auch die Zufiihrung des Impfstoffs selbst beeintrdchtigen die korperliche Integritit. Eine Impfung
gegen das Coronavirus stellt somit einen Eingriff in den Schutzbereich von Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG dar.

9 Agibe, in: Eckart/Winkelmiiller (Hrsg.), Infektionsschutzrecht, 5. Edition Stand: 10. Mai 2021, § 20 IfSG Rn. 246.

10 Siehe| https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges Coronavirus/Steckbrief.html:jsessio- |

nid=38DE5086E02AE2D1DF179AESEB78E973.internet0617nn=13490888#d0c13776792bodyText17

11 Agibe, in: Eckart/Winkelmiiller (Hrsg.), Infektionsschutzrecht, 5. Edition Stand: 10. Mai 2021, § 20 IfSG Rn. 247.

12 Agibe, in: Eckart/Winkelmiiller (Hrsg.), Infektionsschutzrecht, 5. Edition Stand: 10. Mai 2021, § 20 IfSG Rn. 251.


https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Steckbrief.html;jsessionid=38DE5086E02AE2D1DF179AE5EB78E973.internet061?nn=13490888#doc13776792bodyText17
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Steckbrief.html;jsessionid=38DE5086E02AE2D1DF179AE5EB78E973.internet061?nn=13490888#doc13776792bodyText17
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Zur ndheren Erlduterung der einzelnen Impfstoffe soll folgende Zusammenfassung dienen: Zur Be-
kdmpfung der Corona-Pandemie sind zum Stand des 15. April 2021 in Deutschland die Impfstoffe
der Hersteller BioNTech/Pfizer, Moderna, AstraZeneca und Janssen-Cilag (Johnson&Johnson) gegen
COVID-19 zugelassen.*® Bei den Impfstoffen von AstraZeneca und Johnson&Johnson handelt es sich
um Vektorimpfstoffe,'* wiahrend die Prdaparate von BioNTech/Pfizer und Moderna mit der mRNA-
Technologie arbeiten.” Beide Arten von Impfstoff, wenn auch in der Wirkungsweise unterschied-
lich, zielen auf den Aufbau des passenden sog. Spikeproteins ab. Zu diesem Zweck werden dem
Korper dafiir notwendige Bestandteile des Virus mittels einer Spritze zugefiihrt. Das Immunsystem
erkennt die gebildeten Spikeproteine anschlieBend als FremdeiweiBle und bildet in Folge dessen
Antikorper und Abwehrzellen.®

4.1.3. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung

Da Art. 2 Abs. 2 S. 3 GG einen Gesetzesvorbehalt enthalt, kann das Grundrecht nur auf Grund eines
Gesetzes eingeschriankt werden. Mangels entsprechender Erméachtigung im IfSG ist dies derzeit nicht
der Fall. Dariiber hinaus miisste zur Einfiihrung einer Impfpflicht die gesetzliche Erméchtigungs-
grundlage mit dem Grundsatz der VerhéiltnisméaBigkeit vereinbar sein. Sie wire verhéaltnismébBig,
sofern damit ein legitimes Ziel verfolgt wird und sie ferner geeignet, erforderlich und angemessen
ist.

4.1.3.1.  Legitimes Ziel

Zunichst miisste die Regelung ein legitimes Ziel verfolgen. Die Corona-Impfungen haben unter-
schiedliche Schutzbediirftige im Blick. Durch die Impfungen sollen sowohl die bereits Geimpften
als auch die bisher nicht Geimpften vor Erkrankungen mit dem Coronavirus geschiitzt werden. Dies
soll durch den Aufbau einer sogenannten Herdenimmunitét geschehen. Diese bewirkt die Unter-
brechung von Infektionsketten, sodass einzelne Infizierungen nicht zu groBeren Ausbriichen der
Krankheit fithren.'” Dies kann langfristig zu einer Ausrottung der Krankheit beitragen. Des Weiteren
soll durch die Impfung als SchutzmaBnahme vor Corona-Erkrankungen verhindert werden, dass das
Gesundheitssystem zusammenbricht, damit auch weiterhin die Behandlung von schwererkrankten
Menschen gewihrleistet bleibt.'® Diese Erwdgungen wiirden legitime Ziele darstellen.

13 Siehe hierzu Epidemiologisches Bulletin 19/2021 vom 12. Mai 2021, online abrufbar unter
https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2021/Ausgaben/19 21.pdf? blob=publicationFile] S. 3.

14 Siehe hierzu|https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/FAQ Liste Impfstofftypen.html

15 Siehe Aufkldarungsmerkblatt zur Schutzimpfung gegen COVID-19 mit mRNA-Impfstoffen, online abrufbar unter

|https:/ /www.pei.de/SharedDocs/Downloads/DE/arzneimittel/aufklaerungsbogen-mrna-impf- |

stoffe.pdf? blob=publicationFile&v=6

16 Siehe Aufkldrungsmerkblatt zur Schutzimpfung gegen COVID-19 mit mRNA-Impfstoffen, online abrufbar unter

|https //www pei.de/SharedDocs/Downloads/DE/arzneimittel/aufklaerungsbogen-mrna-impf- |

stoffe.pdf? blob=publicationFile&v=6

17 |Siehe vfa, Herdenimmunitit: Mit Impfungen sich selbst und andere schiitzen, online abrufbar unter |

https://www.vfa.de/de/arzneimittel-forschung/impfen/herdenimmunitaet

18 Thiiringer Oberverwaltungsgericht, Beschluss vom 9. April 2020, Az. 3 EN 238/20, Rn. 8 (-juris).


https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2021/Ausgaben/19_21.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/FAQ_Liste_Impfstofftypen.html
https://www.pei.de/SharedDocs/Downloads/DE/arzneimittel/aufklaerungsbogen-mrna-impfstoffe.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.pei.de/SharedDocs/Downloads/DE/arzneimittel/aufklaerungsbogen-mrna-impfstoffe.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.pei.de/SharedDocs/Downloads/DE/arzneimittel/aufklaerungsbogen-mrna-impfstoffe.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.pei.de/SharedDocs/Downloads/DE/arzneimittel/aufklaerungsbogen-mrna-impfstoffe.pdf?__blob=publicationFile&v=6
Siehe%20vfa,%20Herdenimmunität:%20Mit%20Impfungen%20sich%20selbst%20und%20andere%20schützen,%20online%20abrufbar%20unter%20https:/www.vfa.de/de/arzneimittel-forschung/impfen/herdenimmunitaet
Siehe%20vfa,%20Herdenimmunität:%20Mit%20Impfungen%20sich%20selbst%20und%20andere%20schützen,%20online%20abrufbar%20unter%20https:/www.vfa.de/de/arzneimittel-forschung/impfen/herdenimmunitaet

Wissenschaftliche Dienste Ausarbeitung Seite 8
WD 3 - 3000 - 113/21

4.1.3.2.  Geeignetheit

Ferner muss eine Impfpflicht fiir Kinder zur Erreichung dieser legitimen Ziele auch geeignet sein.
Eine MaBnahme ist geeignet, wenn mit ihrer Hilfe das angestrebte Ziel erreicht oder gefordert
werden kann.

Impfungen gehoren laut der nach § 20 Abs. 2 IfSG am Robert Koch-Institut (RKI) eingerichteten
stindigen Impfkommission (STIKO) generell zu den wirksamsten und wichtigsten praventiven
medizinischen MaBnahmen.” Auch die COVID-19-Beauftragte der Weltgesundheitsorganisation
(WHO), Maria van Kerkhove, betont, dass die Weltbevolkerung nur durch umfangreiche Impfungen
vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 geschiitzt werden kann. Bisherige Studien zu den Corona-Impf-
stoffen zeigen eine hohe Wirksamkeit und einen anhaltenden Immunisierungsschutz.*® Auch wird
das Risiko einer Virusiibertragung stark vermindert.** Das bedeutet, dass sie sowohl zur Unter-
brechung von Infektionsketten als auch zur Entlastung des Gesundheitssystems beitragen. Eine
Herdenimmunitét hingegen auf natiirlichem Wege, das heilit durch Infizierung vieler Menschen,
aufzubauen, konnte zu vielen schweren Krankheitsverlaufen fithren*” und das Gesundheitssystem
iiberméBig belasten.

Es konnte an einem geeigneten Mittel fiir eine Impfpflicht fiir Kinder fehlen. Die STIKO hatte die
bisher zugelassenen Impfstoffe zundchst nur fiir Menschen ab frithestens 16 Jahren empfohlen.
Nach Zulassung des Impfstoffs Comirnaty des Herstellers BioNTech/Pfizer wurde eine Empfeh-
lung auch fiir solche Kinder und Jugendlicher ab 12 Jahren ausgesprochen, bei denen aufgrund
bestimmter Vorerkrankungen ein erhohtes Risikos fiir einen schweren Verlauf der COVID-19-

Erkrankung anzunehmen ist sowie bei Kindern und Jugendlichen mit Angehorigen bzw. Kontakt-

personen mit hoher Gefahrdung fiir einen schweren Covid-19-Verlauf, die selbst nicht geimpft
werden konnen.* Die STIKO-Impfempfehlungen geben an, welche Impfungen fiir wen sinnvoll
sind, um sich vor gefdhrlichen Infektionskrankheiten zu schiitzen.?* Entscheidend fiir die Ver-
wendung eines Impfstoffs ist aber die Zulassung durch die EMA oder das Paul-Ehrlich-Institut.
Vor der Zulassung eines Impfstoffes werden die Vakzine umfassend auf ihre Sicherheit gepriift.
Auch nach der Zulassung findet eine weitere Beobachtung statt.* Bisher wurde nur der Impfstoff
von BioNTech/Pfizer fiir Kinder ab 12 Jahren zugelassen,? fiir den Impfstoff von Moderna wurde

19 Vgl. Robert Koch-Institut, Epidemiologisches Bulletin, Ausgabe Nr. 35 vom 24. August 2015.

20 Siehe|https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/gesamt.html

21 Siehe|https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/gesamt.html

22 Siehe aerzteblatt.de, WHO: Herdenimmunitdt bei Coronavirus nur durch Impfung sicher, online abrufbar unter
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/116050/WHO-Herdenimmunitaet-bei-Coronavirus-nur-durch-Impfung-sicher

23 Vgl. Robert Koch-Institut, Epidemiologisches Bulletin, Ausgabe Nr. 23 vom 10. Juni 2021.

24 Siehe|httgs://www.rki.de/SharedDOCS/FAg )/COVID-ITmpfen/FAQ Liste STIKO Empfehlungen.html:jsessio- |

nid=500639B24E45019DA3C5F7DC0746DD74.internet092#FAQId14993766

25 Siehe|https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/gesamt.html

26 Siehe|https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/biontech-zulassung-jugendliche-1919360



https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/gesamt.html
https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/gesamt.html
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/116050/WHO-Herdenimmunitaet-bei-Coronavirus-nur-durch-Impfung-sicher
https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/FAQ_Liste_STIKO_Empfehlungen.html;jsessionid=500639B24E45019DA3C5F7DC0746DD74.internet092#FAQId14993766
https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/FAQ_Liste_STIKO_Empfehlungen.html;jsessionid=500639B24E45019DA3C5F7DC0746DD74.internet092#FAQId14993766
https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/gesamt.html
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/biontech-zulassung-jugendliche-1919360
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die Zulassung beantragt.”” Fiir Kinder ab 12 Jahren gibt es derzeit also ein geeignetes Mittel. Fiir
Kinder unter 12 Jahren ist noch kein Impfstoff zugelassen und es ist nicht bekannt, dass dies dem-
néchst bevorstehen konnte. Eine Impfpflicht fiir Kinder dieses Alters scheidet daher aus.

Problematisch erscheint fiir die Geeignetheit, dass es unklar ist, ob das Ziel der Herdenimmunitét
durch eine Impfpflicht nur fiir Kinder tiberhaupt erreicht werden konnte. Die fiir eine Herdenimmu-
nitét erforderliche Durchimpfungsrate ist derzeit noch nicht wissenschaftlich belegt.?® Da es fiir die
Geeignetheit ausreicht, wenn die MaBinahme die legitimen Ziele zumindest fordert, wire diese bei
einer Impfpflicht fiir Kinder derzeit gegeben.

4.1.3.3. Erforderlichkeit

Die Impfpflicht fiir Kinder miisste zudem erforderlich sein. Dies ist der Fall, wenn kein anderes
Mittel verfiigbar ist, das in gleicher Weise geeignet ist, den Zweck zu erreichen, aber den Betroffenen
und die Allgemeinheit weniger belastet.”” Dabei ist vorliegend zwischen dem Individualschutz und
dem Schutz der Allgemeinheit zu differenzieren.

Fiir die individuelle Gesundheit der Kinder konnten Impfempfehlungen und Behandlungsméglich-
keiten zunéchst als mildere Mittel angesehen werden. Allerdings sind Impfempfehlungen gerade

aufgrund ihres freiwilligen Charakters im Unterschied zu einer Impfpflicht weniger gut geeignet, um
die legitimen Ziele zu erreichen. Die Behandlung der Krankheit findet erst nach einer Infektion statt
und ist daher ebenfalls nicht gleich gut geeignet. Zudem konnen derzeit lediglich die Symptome
einer Infektion mit COVID-19 therapiert werden, nicht die Krankheit selbst. Ferner konnen nach
iiberstandener Infektion mit dem Coronavirus ,,Long-COVID“-Folgen auftreten, welche sich durch
Symptome wie beispielsweise chronische Erschopfung, Kopfschmerzen, Atembeschwerden, Kreis-

laufproblemen, Schlafstérungen und Aufmerksamkeitsdefizite duBern.** Impfempfehlungen und

Behandlungsmoglichkeiten stellen somit keine milderen Mittel gegeniiber einer Impfpflicht dar.

Weiterhin kommt als milderes Mittel fiir die Individualgesundheit die Aufrechterhaltung der bis-
herigen SchutzmaBnahmen in Betracht. In den §§ 28, 28a und 28b IfSG werden unterschiedliche
SchutzmalBnahmen geregelt, um die Verbreitung der Corona-Pandemie zu verhindern. Hierzu ge-
horen beispielsweise neben Schulschliefungen die SchlieBung von Laden, Ausgangsbeschréankun-
gen und auch die die ,,AHA+L-Regeln“ (Abstand, HygienemalBnahme, Alltagsmasken und Liiften).
Insbesondere im Hinblick auf die SchlieBung von Schulen und die daraus resultierenden negativen
Auswirkungen auf Kinder ist jedoch anzumerken, dass sie keine milderen Mittel darstellen.

Corona-Impfstoff: Moderna beantragt Zulassung fiir Jugendliche, Stand 7. Juni 2021, 16:16 Uhr,[https://www.ta- |

= gesschau.de/wirtschaft/unternehmen/moderna-impfstoff-kinder-101.html

28 Siehe WDR, Wie wichtig Herdenimmunitit ist und wann sie erreicht ist, online abrufbar unter
https://www1.wdr.de/nachrichten/coronavirus-impfen-herdenimmunitaet-100.html

29 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Hrsg.), GG, 15. Auflage 2018, Art. 20 Rn. 119.

30

Siehe ArzteZeitung, Neue Ambulanz fiir Long-COVID bei Kindern in Miinchen, online abrufbar unter

https://www.aerztezeitung.de/Nachrichten/Neue-Ambulanz-fuer-Long-COVID-bei-Kindern-in-Muenchen-419695.html

und Epidemiologischer Steckbrief zu SARS-CoV-2 und COVID-19, Nr. 9, online abrufbar unter

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges Coronavirus/Steckbrief.html#doc13776792bodyText8



https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/moderna-impfstoff-kinder-101.html
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/moderna-impfstoff-kinder-101.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/coronavirus-impfen-herdenimmunitaet-100.html
https://www.aerztezeitung.de/Nachrichten/Neue-Ambulanz-fuer-Long-COVID-bei-Kindern-in-Muenchen-419695.html
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Gegen eine Erforderlichkeit konnte zudem sprechen, dass Kinder und Jugendliche bisher eher milde
Krankheitsverldufe gezeigt haben oder génzlich symptomlos blieben.** Schwere Krankheitsverlaufe
wie schwere Pneumonien oder Lungenversagen sind jedoch nicht ausgeschlossen. Auch ,,Long-
COVID* kann bei Kindern nicht génzlich ausgeschlossen werden.*> Zudem ist fiir eine ernsthafte
Erkrankung nicht allein das Alter der infizierten Person entscheidend; auch Kinder und Jugendliche
konnen aufgrund einer Vorerkrankung zu den gefahrdeten Personenkreis gehdren. Solange keine
Herdenimmunitét herrscht, besteht dariiber hinaus die Gefahr der Entstehung von gefdhrlicheren
Mutationen, die auch bei Kindern und Jugendlichen vermehrt zu schweren Erkrankungen fithren
konnten.

Auch eine Impfpflicht fiir besonders gefihrdete Gruppen anstelle von Kindern kénnte ein milderes
Mittel darstellen, sowohl beziiglich des individuellen Schutzes, aber auch im Hinblick auf die
Erreichung der Herdenimmunitét, der Unterbrechung der Infektionsketten und der Entlastung des
Gesundheitssystems. Ob diese gleich geeignet wire, ist aufgrund der unklaren Datenlage nicht
beurteilbar.

SchlieBlich erscheint die Erforderlichkeit gegenwartig im Hinblick auf die derzeit sinkenden Infek-
tionszahlen fraglich. Die 7-Tage-Inzidenz stellt jedoch das aktuelle pandemische Geschehen dar,
eine erneute Verschlechterung ist moglich. Das RKI schétzt seit dem 1. Juni 2021 die Gefahrdung
fiir die Gesundheit der Bevolkerung in Deutschland weiterhin insgesamt als hoch ein, eine An-
passung der fritheren Bewertung als sehr hoch.*

Dem Gesetzgeber kommt schlieBilich bei der Beurteilung der Erforderlichkeit eine Einschitzungs-
prirogative zu. An ihr fehlt es nur, ,,wenn bei dem als Alternative vorgeschlagenen geringeren Ein-
griff in jeder Hinsicht eindeutig feststeht, dass er einen bestimmten Zweck sachlich gleichwertig
erreicht.®

4.1.3.4.  Angemessenheit

Fraglich ist jedoch, ob eine generelle Impfpflicht fiir Kinder auch verhiltnisméfig im engeren
Sinne wire. Um angemessen zu sein, diirfte das Ziel nicht auBler Verhéltnis zum Mittel stehen. Es
erfolgt insoweit eine Gesamtabwédgung zwischen der Schwere des Eingriffs einerseits und dem
Gewicht der ihn rechtfertigenden Griinde andererseits. In die Abwéagung sind alle Krankheits-,
Ansteckungs- und Impfrisiken einzubeziehen. Dabei ist stets zu berilicksichtigen, dass gerade die
verschiedenen wissenschaftlichen und medizinischen Aspekte, die in die Abwégung einzustellen

31 Epidemiologischer Steckbrief zu SARS-CoV-2 und COVID-19, Robert Koch-Institut, Stand: 19. April 2021, abrufbar

untermttps://Www.rki.de/DE/Content/IanZ/N/Neuartiges Coronavirus/Steckbrief.html;jsessio- |
nid=5723978483AF174B979FEC38779F84FC.internet102?nn=13490888#d0c13776792bodyText16

32 Siehe ArzteZeitung, Neue Ambulanz fiir Long-COVID bei Kindern in Miinchen, online abrufbar unter
mttps:/ /www.aerztezeitung.de/Nachrichten/Neue-Ambulanz-fuer-Long-COVID-bei-Kindern-in-Muenchen- |
419695.html

33 Siehe Téglicher Lagebericht des RKI zur Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) vom 1. Juni 2021, online abrufbar
untermttps://www.rki.de/DE/ConTent/IanZ/N/Neuartiges Coronavirus/Situationsberichte/Jun 2021/2021-06- |
01-de.pdf? blob=publicationFile

34 BVerfGE 105, 17, 36.


https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Steckbrief.html;jsessionid=5723978483AF174B979FEC38779F84FC.internet102?nn=13490888#doc13776792bodyText16
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Steckbrief.html;jsessionid=5723978483AF174B979FEC38779F84FC.internet102?nn=13490888#doc13776792bodyText16
https://www.aerztezeitung.de/Nachrichten/Neue-Ambulanz-fuer-Long-COVID-bei-Kindern-in-Muenchen-419695.html
https://www.aerztezeitung.de/Nachrichten/Neue-Ambulanz-fuer-Long-COVID-bei-Kindern-in-Muenchen-419695.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/Jun_2021/2021-06-01-de.pdf?__blob=publicationFile
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sind, auf — nach aktuellen Forschungsstand — gesicherten Erkenntnissen beruhen miissen.?® Es ist
wiederum zwischen dem Individualschutz und den Interessen der Allgemeinheit zu differenzieren.

4.1.3.4.1. Schutz der individuellen Gesundheit der Kinder

Impfungen kénnen Impfreaktionen und Nebenwirkungen unterschiedlicher Intensitdt und Dauer
hervorrufen. Der Eingriff in das Recht auf korperliche Unversehrtheit wiegt somit schwer. Beson-
ders zu beachten ist — neben den bei fritheren Impfstoffen bekannten Risiken — im Zusammenhang
der COVID-19-Schutzimpfung die von den Herstellern BioNTech/Pfizer und Moderna neuartige
mRNA-Technologie. Diese wird erstmalig in einem Impfstoff verwendet, sodass deren Auswirkun-
gen nicht abschlieBend erforscht und bekannt sind.

Die Impfstoffe gegen COVID-19 wurden in Deutschland bisher nur fiir Erwachsene zugelassen. Auch
die Studien fanden zunéchst nur an Erwachsenen statt. Bisher sind nur wenige klinische Studien
zur Sicherheit und Effektivitdt von Impfungen fiir Kinder und Jugendliche verfiighar. Die bisherigen
Studiendaten zeigen, dass die Impfungen fiir Kinder und Jugendlichen gut vertréglich sind und vor
einer Erkrankung schiitzen.* Aufgrund der von den zustdndigen Stellen erteilten Zulassungen ist
davon auszugehen, dass diese Impfstoffe sicher sind.

4.1.3.4.2. Interessen der Allgemeinheit

In die Angemessenheit ist neben dem Interesse der Kinder an ihrer korperlichen Unversehrtheit
auch das Interesse der Allgemeinheit einzubeziehen.

Zudem soll eine Impfpflicht dazu beitragen, dass die Herdenimmunitét der Gesellschaft iberhaupt

erst entstehen kann und in der Folge Infektionsketten unterbrochen und intensivmedizinische Be-
handlungen nicht erforderlich werden. Es ist wissenschaftlich noch nicht erwiesen, ab wann eine

Herdenimmunitét entstehen kann.*” Eine hohe Immunisierungsrate fiihrt dazu, dass auch Menschen,
die sich aufgrund ihres Alters oder bestehender Vorerkrankungen nicht impfen kénnen, ebenfalls
geschiitzt werden. Auch bewirkt eine breite Inmunisierung die Entlastung des Gesundheitssystems,
sodass Situationen verhindert werden kénnen, bei denen Menschen aufgrund der Auslastung nicht
mehr ausreichend versorgt werden kénnen. In diesem Fall konnte der Staat seine Verpflichtung,
seine Bevolkerung zu schiitzen, nicht mehr ausreichend erfiillen.

Dass Kinder oft nur milde oder keine Symptome bei einer bestehenden Infektion aufweisen, fiihrt
auch dazu, dass Infektionsketten nicht durchbrochen werden konnen. Auch wenn Schulen wohl

35 So im Ergebnis beispielsweise auch Gassner, Impfzwang und Verfassung, Mit Macht gegen Masern, abrufbar
unter|http://www.lto.de/recht/hintergruende/h/masern-impfzwang-bahr/

36 Siehe aerzteblatt.de, Studie: Coronaimpfstoff von Moderna schiitzt Teenager offenbar vor COVID-19, online

abrufbar untermttps:/ /www.aerzteblatt.de/nachrichten/124113/Studie-Coronaimpfstoff-von-Moderna-schuetzt- |

Teenager-offenbar-vor-COVID-19

37 Siehe WDR, Wie wichtig Herdenimmunitit ist und wann sie erreicht ist, online abrufbar unter
https://www1.wdr.de/nachrichten/coronavirus-impfen-herdenimmunitaet-100.html
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nicht ,Motor’ der Pandemie sind,*® konnen Schulen Infektionsherde bilden, gerade weil Kinder dort
den Grofteil ihres Tages auf engem Raum zusammen verbringen. Der andauernde Wegfall eines

Prasenzunterrichtes hat bereits jetzt zu vielfiltigen Problemen auch gesundheitlicher Art bei Kin-
dern und Jugendlichen gefiihrt. Zudem dient die Schule nicht nur als Ort des Lernens, sondern
bietet den Kindern auch feste Strukturen und den Austausch mit Gleichaltrigen. Durch eine Impf-
pflicht kann unter wesentlich verringertem Risiko der Prasenzunterricht durchgefiihrt werden; sie
kann zu einer Losung der durch die SchlieBungen entstandenen Probleme beitragen.

Eine Impfpflicht fiir Kinder konnte auch zu einem Sinken der Inzidenz beitragen, sodass bereits
bestehende SchutzmalBnahmen wie Kontaktbeschrankungen und SchlieBungen tiberfliissig und
dann aufgehoben werden konnten. Allerdings diirfen allein wirtschaftliche Erwdgungen und Kos-
tengriinde nicht ausschlaggebend fiir eine Impfpflicht sein.

4.2. Elterliches Erziehungsrecht, Art. 6 Abs. 2 GG**

Das elterliche Erziehungsrecht wire verletzt, wenn eine Impflicht einen Eingriff in den Schutzbe-
reich von Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG darstellte und dieser Eingriff verfassungsrechtlich nicht gerecht-
fertigt wire.

4.2.1. Eingriff in den Schutzbereich

Von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG umfasst sind die Pflege und Erziehung von Kindern. Wiahrend die
Pflege auf das korperliche Wohl gerichtet ist und insbesondere die physische Sorge umfasst,*® ist
die Erziehung auf die Sorge fiir die seelische Entwicklung des Kindes gerichtet.** Art. 6 Abs. 2 GG
ist sowohl ein Grundrecht gegen eine staatliche Einmischung in die Sorge des Kindes als auch
eine Grundpflicht, die Kinder zu pflegen und zu erziehen.** MaBgeblich ist insgesamt das Kin-
deswohl, an dem sich Pflege und Erziehung zu orientieren haben.** Art. 6 Abs. 2 GG beruht auf
der Annahme des Verfassungsgebers, dass die Interessen des Kindes in aller Regel am besten

38 Robert Koch-Institut, Epidemiologisches Bulletin Modellprognosen fiir die dritte Welle der SARS-CoV-2-Pandemie,
COVID-19 im Schulsetting, 1. April 2021, abrufbar unter{https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Ar- |
chiv/2021/Ausgaben/13 21.pdf? blob=publicationFile

39 Die folgenden Ausfithrungen entstammen der Ausarbeitung der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen
Bundestages ,,VerfassungsmaéBigkeit einer gesetzlichen Impfpflicht fiir Kinder”, WD 3 - 3000 - 056/16 (Fn. 1).

40 Brosius-Gersdorf, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Band 1, 3. Auflage 2013, Art. 6 Rn. 158; Erichsen,
Elternrecht — Kindeswohl — Staatsgewalt, 1985, S. 31; Trapp, Impfzwang — Verfassungsrechtliche Grenzen staat-
licher Gesundheitsvorsorgemalinahmen, DVBI. 2015, S. 11; Robbers, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Begr./Hrsg.),
Grundgesetz, Kommentar, Band 1, 7. Auflage 2018, Art. 6 Abs. 2 Rn. 143.

41 Robbers (Fn. 40), Art. 6 Abs. 2 Rn 143; Brosius-Gersdorf (Fn. 40), Art. 6 Rn. 159.
42 BVerfGE 31, 194 (204; 56, 363 (381); Brosius-Gersdorf (Fn. 40), Art. 6 Rn. 141.
43 Vgl. BVerfGE 24, 130 (143); 60, 79 (88); 61, 358 (372); 107, 104 (117); siehe Brosius-Gersdorf (Fn. 40), Art. 6 Rn. 142;

Jestaedt/Reimer, in: Kahl/Waldhoff/Walter (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Band 4, 195. EL 2018,
Art. 6 Abs. 2 und 3, Rn. 70 {., 75, 77, 82, 90, 94.


https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2021/Ausgaben/13_21.pdf?__blob=publicationFile
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von den Eltern wahrgenommen werden**. Insoweit ist in Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG der Vorrang der
Eltern bei der Pflege und Erziehung der Kinder verankert.*

Von der Pflege ist auch die Entscheidung iiber eine medizinische Behandlung der Kinder im Sinne
des Kindeswohls umfasst.*® Schutzimpfungen fiir Kinder stellen medizinische MaBnahmen fiir das
korperliche Wohl dar und sind als solche MalBinahmen der physischen Sorge, weswegen sie dem
Schutzbereich des elterlichen Erziehungsrechts unterfallen.*” Indem diese verpflichtend — gege-
benenfalls unter Androhung von Sanktionen — durchgefiihrt werden, wird in das elterliche Erzie-
hungsrecht eingegriffen.*®

4.2.2. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung

Eingriffe in das elterliche Erziehungsrecht bediirfen einer gesetzlichen Eingriffsgrundlage*® und
kénnen nach herrschender Meinung aufgrund der Ausiibung des staatlichen Wichteramtes gerecht-
fertigt sein.’® Jedoch darf der Staat nur dann eingreifen, wenn die Pflege- und Erziehungspflicht
vernachldssigt wird und dadurch das Kindeswohl zumindest gefdhrdet wird.*! In diesem Fall ist der
Staat zudem nur auf ein ,, Interventionsminimum“ beschréankt.’* Er kann gerade nicht von sich aus
die optimalste Gesundheitsversorgung fiir die Kinder verpflichtend anordnen,*® da den Eltern in-
soweit ein vorrangiges Entscheidungsrecht zukommt. Daher diirfte die gesetzliche Anordnung von
Zwangsimpfungen (allein) aufgrund des staatlichen Wéachteramtes wohl hohen Anforderungen
unterliegen. Es soll der Elternverantwortung zugewiesen sein, zu bestimmen, ,,welches Mal} an

44 Badura, in: Maunz/Diirig, 93. EL Oktober 2020, GG Art. 6 Rn. 109, BVerfGE 24, 119 (150).

45  BVerfGE 24, 120 (138, 143 ff.); 56, 363 (381); 107, 104 (118); Brosius-Gersdorf (Fn. 40), Art. 6 Rn. 155 ff., 175;
Erichsen (Fn. 40), S. 49 ff.; Ho6fling, Elternrecht, in: Isensee/Kirchhoff (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band 7,
3. Auflage 2009, § 155 Rn. 80; Jestaedt/Reimer (Fn. 43), Art. 6 Abs. 2 und 3 Rn. 95; Wedlich, Nationale Praventi-
onsmafinahmen zur Erreichung des WHO-Impfziels bei Masern, 2014, S. 47; vgl. Trapp (Fn. 40), S. 11 (18); siehe
auch Ossenbiihl, Das elterliche Erziehungsrecht im Sinne des Grundgesetzes, 1981, S. 64, 71.

46 Trapp (Fn. 40), S. 11 (18 f.); vgl. Brosius-Gersdorf (Fn. 40), Art. 6 Rn. 158.

47 Sacksofsky/Nowak, Grundrechte und Staatsorganisationsrecht — Masernimpfpflicht, JuS 2015, S. 1007 (1010);
vgl. Trapp (Fn. 40), S. 11 (19).

48 Vgl. Sacksofsky/Nowak (Fn. 47), S. 1007 (1010); Trapp (Fn. 40), S. 11 (19); siehe auch Wedlich (Fn. 45), S. 47.

49 BVerfGE 107, 104 (120); Brosius-Gersdorf (Fn. 40), Art. 6 Rn. 178; Erichsen (Fn. 40), S. 47; Ho6fling (Fn. 45), § 155
Rn. 53; Jestaedt/Reimer (Fn. 43), Art. 6 Abs. 2 und 3 Rn. 70 £, 75, 77, 82, 90, 94; vgl. Wedlich (Fn. 45), S. 48.

50 In diese Richtung z. B. BVerfGE 24, 119 (138); 59, 360 (376); sie auch Erichsen (Fn. 40), S. 47 f.; Hofling (Fn. 45),
§ 155 Rn. 53; in diese Richtung auch Trapp (Fn. 40), S. 11 (18), darauf, dass die Rechtsprechung des BVerfG einen
qualifizierten Gesetzesvorbehalt statuiert, weist auch Jestaedt/Reimer (Fn. 43), Art. 6 Abs. 2 und 3 Rn. 343; als
vorbehaltlos garantiert sehen das elterliche Erziehungsrecht beispielsweise BVerwGE 64, 308 (312) und Brosius-
Gersdorf (Fn. 40), Art. 6 Rn. 171 . sowie Ossenbiihl (Fn. 45), S. 59, an.

51 Brosius-Gersdorf (Fn. 40), Art. 6 Rn. 179 ff.; vgl. in diese Richtung auch Ossenbiihl (Fn. 45), S. 72.
52 Jestaedt/Reimer (Fn. 43), Art. 6 Abs. 2 und 3 Rn. 429.

53 Vgl. Brosius-Gersdorf (Fn. 40), Art. 6 Rn. 183; vgl. Trapp (Fn. 40), S. 11 (18 f.); siehe auch Sacksofsky/Nowak,
Grundrechte und Staatsorganisationsrecht — Masernimpfpflicht, JuS 2015, S. 1007 (1010).
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Belastung und risikobehaftetem Eingriff sie ihrem Kind unter Abwéagung seiner Lebenschancen
noch zumuten wollen.“** In Bezug auf Impfungen wird der Staat daher im Grundsatz auch das
Recht der Eltern zu beriicksichtigen haben, die Vorteile der Impfung mit ihren moglichen Nachtei-
len (Nebenwirkungen, ,,JImpfschdden®) fiir ihre Kinder abzuwégen. Daher ist der Staat im Rahmen
seines Wachteramtes grundsétzlich nur befugt, Empfehlungen abzugeben.>

Eine Rechtfertigung kann sich auch aufgrund einer staatlichen Schutzpflicht gegentiber dem Leben
und der korperlichen Unversehrtheit Dritter nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ergeben (kollidierendes
Verfassungsrecht).”® Hinzuweisen ist insoweit vor allem auf die mit einer flichendeckenden Imp-
fung zu erzielende ,,Herdenimmunitit”“ durch die Unterbrechung der Infektionskette, mit der die
Zirkulation einer Krankheit unterbunden wird.’” Durch flichendeckende Impfungen werden damit
— im Gegensatz zu anderen MaBnahmen — auch z.B. solche Personen geschiitzt, die selbst gegen
Impfstoffe iiberempfindlich reagieren und denen deswegen keine eigene Schutzimpfung zu Gute
kommen kann.?® Auf die obigen Ausfithrungen zur Rechtfertigung durch die Interessen der Allge-
meinheit (4.1.3.4.2.) wird diesbeziiglich verwiesen.

Entscheidend ist auch hier wiederum die genaue Ausgestaltung der fraglichen Impfpflicht. So ist
das Elternrecht ausreichend zu beriicksichtigen, beispielsweise durch weitere Beratungsmoglich-
keiten fiir Eltern, die ihr Kind nicht impfen lassen wollen. Regelungen miissten auch bestehen fiir
den Fall, dass der Staat das Pflege- und Erziehungsrecht von Kindern wahrnimmt, deren Eltern
dazu nicht in der Lage sind.

Zudem kommt dem Gesetzgeber wiederum eine Einschéitzungsprarogative zu, sodass eine abschlie-
Bende Beurteilung der Vereinbarkeit einer Impfpflicht fiir Kinder mit dem Recht der Eltern aus
Art. 6 Abs. 2 GG von der konkreten Anwendung der Einschitzungsprarogative abhéngt.

4.3. Kein Grundrecht auf Bildung, Art. 7 GG

Art. 7 Abs. 1 GG unterstellt das gesamte Schulwesen der Aufsicht des Staates. Nach einhelliger
Ansicht enthdlt Art. 7 Abs. 1 GG kein Grundrecht auf Bildung, sondern stellt lediglich eine orga-
nisatorische Vorschrift dar, deren Adressat ausschlieBlich der Staat ist.® Art. 7 Abs. 1 GG iibertragt
dem Staat einen eigenstdndigen Bildungs- und Erziehungsauftrag im Schulbereich. Die Verantwor-
tung und Gewdhrleistung des Staates fiir Erziehung, Bildung und Schule ,tritt in einen — nicht

54 Hofling (Fn.45), § 155 Rn. 84; vgl. dazu auch noch Jestaedt (Fn. 43), Art. 6 Abs. 2 und 3 Rn. 136.

55 Pieper/Schwager-Wehmig: Impfpflicht zur Bekimpfung von Masern- und COVID-19-Viren auf dem verfassungs-
rechtlichen Priifstand, in: DOV 2021, 287 (295).

56 BVerfGE 107, 104 (118); Hofling (Fn. 45), § 155 Rn. 54.

57 Schaks/Kahnert, Die Einfithrung einer Impfpflicht zur Bekdmpfung der Masern. Eine zuldssige staatliche Hand-
lungsoption, MedR 2015, S. 860 (862); vgl. Wedlich (Fn. 46), S. 49.

58 Schaks/Kahnert, S. 860 (864); Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Verfassungsrechtliche Zuléds-
sigkeit einer Impfpflicht, WD 3 - 3000 - 019/16, Fn. 1, S. 5.

59 Statt vieler Uhle, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), BeckOK Grundgesetz, 46. Edition, Stand: 15. Februar 2021, Art. 7
Rn. 6.
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konfliktfreien — Zusammenhang mit dem ,,natiirlichen* Recht der Eltern (Art. 6 Abs. 2 GG), der
,padagogischen Freiheit” der Lehrer, der Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG) und den staats-
kirchlichen Garantien der Religionsgemeinschaften (Art. 140 GG) und nicht zuletzt mit den Grund-
rechten der Schiiler”.® Auch wenn die Reichweite des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauf-
trages im Einzelnen in diesen Spannungsverhiltnissen kontrovers diskutiert wird, besteht kein

Zweifel daran, dass dem Staat einerseits eine umfassende Ordnungs- und Gestaltungsmacht im

Schulbereich zukommt und er anderseits in der Verantwortung steht, ein leistungsfahiges 6ffent-
liches Schulwesen zu schaffen und vorzuhalten.®

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hat der Staat ein funktionierendes Schul-
system zu gewéhrleisten, das jedem Schiiler entsprechend seiner Begabung eine Schulausbildung
ermoglicht.®” Insbesondere hat der Staat im Rahmen seiner finanziellen und organisatorischen
Moglichkeiten eine ausreichende Chancengleichheit sicherzustellen.®

Aus dem Verfassungsauftrag des Art. 7 Abs. 1 GG lésst sich jedoch kein bestimmtes Vorgehen fiir
die Bewdltigung dieser bisher beispiellosen Krisensituation durch die SARS-CoV-2-Pandemie
herleiten. Dem Staat kommt auch hier vielmehr ein Gestaltungsspielraum zu, um auf das Infekti-
onsgeschehen und seinen Verlauf zu reagieren. Dies ist Teil der dem Gesetzgeber zustehenden
Einschéatzungsprirogative.

5.  Ergebnis

Eine Impfpflicht fiir Kinder wére nicht grundsétzlich verfassungswidrig. Die Zulédssigkeit kann
durch eine angemessene Ausgestaltung des sie implementierenden Gesetzes sichergestellt werden.
Dabei sind Ausnahmeregelungen und die tastsdchlichen Entwicklungen zu berticksichtigen.

* k%

60 Badura, in: Maunz/Diirig (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Werkstand: 93. EL Oktober 2020, Art. 7 Rn. 1.

61 Stern/Sachs/Dietlein, in: Stern (Hrsg.), Staatsrecht: Die einzelnen Grundrechte Bd. IV/2, 1. Auflage 2011, § 116
IV 3.

62 BVerfGE 138, 1 (Rn. 80).

63 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Hrsg.), GG, 16. Auflage 2020, Art. 7 Rn. 3 mit Rechtsprechungsnachweisen.



